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zwischen M  und Porsche CEO Blume; 

1EZLG Ihr Antrag vom 8.  August 2022, konkretisiert mit E-Mail vom 12.  September 2022 

NVIBf 1 

GZ VB 5 - 0  1319/22/10248 

D(l( 2022/1004236 
(bei AnMl:lt bille GZ in! 00< angeben) 

█████████████████

~t E-Mail ·vom 8.  August 2022 stellten Sie unter Bezugnahme auf das Informationsfreiheits-

gesetz (!FG) einen Antrag, mit welchem Sie um Übersendung folgend~r amtlicher Infonna-

tionen bitten: 

„Alle SMS,  WhatsApp- und sonstige  Kurznachrichten  sowie  Emails, die  seit 

Amtsantritt 2021  zwischen  Christian  Lindner und Porsche  CEO Blume  versendet 

wurden,  insbesondere  die  SMSvon 6.06.2022,  28.06.2022, 22.07.2022,  23.07.2022 

(vgl 

https://twitter.comlvictorperli/status/15554637085409157 J 2?s=21 &t=Z87E7WPS _OF 

1109-j5Rl2Q). " 

www.bund esflnanzmlnlsteri um.do 



Seile 2 .. s· Ihren Antrag wie folgt: Mit E-Mail vom 12. September 2022 beschränken ie 

. . .. . . ,r, t' nsbegehren auf die zwischen ·, auf Ihren Hinweis hm beschranke ich mem ln1orma 10 
. " t hten Kurznachrichten vom Herrn Lindner und Porsche CEO Blume ausge ausc _ . 

6.06.2022, 28.06.2022, 22.07.2022, 23.07.2022 (vgl. 
https:/ltwitter.comlvictorperli/status/J 555463708540915712?s=21 &t=Z87ElWPS_OF 
1109-j5Rl2QJ " 

Über Ihren Antrag entscheide ich nach § 1 Absatz 1 Satz 1 IFG wie folgt: 

1. Ihren Antrag lehne ich ab. 

II. Dieser Bescheid ergeht gebührenfrei. 

Begründung 

Mit Ihrem !FG-Antrag bitten Sie um Übersendung der zwischen BM Lindner und Porsche 
CEO Blume ausgetauschten Kurznachrichten vom 6. Juni 2022, 28. Juni 2022 sowie vom 
22. und 23 Juli 2022. Im Ergebnis der Recherche konnten nachstehend aufgeführte Kommuni­
kationsvorgänge ermittelt werden. 

In diesem Zusammenhang wird auch auf die Beantwortung der Frage 40 in der Drucksache 
20/2992 hingewiesen. Zur Drucksache: https://dserver.bundestag.de/btd/20/029/2002992.pdf 

Die Kommunikationsvorgänge lassen sich thematisch in drei Gruppen zusammenfassen: 

A. Geburtstagsgratulation von Herrn Christian Lindner an Herrn Oliver Blume 

Mit SMS vom 6. Juni 2022 gratulierte Herr Christian Lindner Herrn Oliver Blume per SMS 
zum Geburtstag. Mit SMS vom 10. Juni 2022 bedankte sich Herr Blume für die Glückwün­
sche. Insgesamt handelt es sich hierbei um zwei SMS. 

B. Beteiligung am öffentlichen Diskurs zum Thema E-Fuels 

Mit Datum vom 28. Juni 2022 liegen zwei SMS von BM Lindner an CEO Blume mit Weiter­
leitung einer aktuellen dpa Berichterstattung zum Thema E-Fuels und Hinweis auf die Mög­
lichkeit einer Beteiligung am öffentlichen Diskurs vor. Außerdem liegen zwei SMS von 
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·Herrn Blume mit Dank und Ankündigung, sich an o. g. Diskurs weiter zu beteiligen, vor. 

Insgesamt handelt es sich hierbei um vier SMS. 

C. Presseberichterstattung im Kontext der Koalitionsverhandlungen 2021 

Vom 22. Juli 2022 liegen zwei SMS von BM Lindner an CEO Blume mit der Bitte um ein 

Telefonat sowie zwei SMS von Herrn Blume zu seiner Erreichbarkeit und Dementierung der 

Berichte über dessen angebliche Äußerungen vor. Daneben liegen eine SMS von BM Lindner 

an CEO Porsche mit der Weiterleitung eines Zeitungsartikels und eine SMS von Herrn Blume 

zu seiner angeblichen Äußerung vor. 

· Mit Datum vom 23. Juli 2022 liegt eine SMS von BM Lindner an CEO Blume mit Gratula­

tion zur Übernahme VW CEO und zur Folgeberichterstattung angeblicher Äußerungen vor. 

Daneben liegen eine SMS von BM Lindner an CEO Blume mit Weiterleitung der FDP­

Sprechererklärung sowie eine SMS von Herrn Blume mit Bestätigung des Inhalts vor. 

Insgesamt handelt es sich hierbei um neun SMS. 

Es besteht vorliegend kein ~spruch auf Informationszu~ang aus § 1 Absatz 1 · Satz 1 IFG. 

. § 1 Absatz 1 Satz 1 IFG gewährt gegenüber Behörden des Bundes einen Anspruch auf 

Zugang zu amtlichen Informationen. Was eine amtliche Information ist, bestimmt sich nach 

§ 2 Nummer 1 IFG. Danach ist eine amtliche Information jede amtlichen Zwecken dienende 

Aufzeichnung, unabhängig von der Art .ihrer Speicherung. (vgl. hierzu: BeckOK 

InfoMedienR/Debus, 37. Ed. 1.8.2022, IFG § 2 Rn. 4). 

Voraussetzung ist zunächst, dass überhaupt Aufzeichnungen existieren. Der papierbasierten 

Aufzeichnung gleic~ellt ist die elektronische Speicherung. 

Die .vorstehend aufgelisteten SMS stellen grundsätzlich Aufzeichnungen im Sinne des § 2 

Nummer 1 IFG dar. Entscheidend für die BeurteHung, ob diese SMS auch „amtliche" Auf-

. zeichnungen darstellen, ist die Frage, ob die Informationen amtlichen Zwecken dienen. bie 

. amtliche Zweckbestimmung setzt einen Zusammenhang mit amtlicher Tätigkeit voraus 

(BPRS/Scheel Rn. 20; Schoch Rn. 28; vgl. auch BT-Drs. 15/5593, 9). Nicht nur die Informa-

tion selbst muss amtlichen Zwecken dienen, sondern gerade ihre Aufzeichnung (BVerwG, 
Urt. V. 28.10.2021 - 10 C 3.20). . 

Keine amtlichen Informationen sind mangels Finalität der Aufzeichnung zu amtlichen Zwecken 

solche Nachrichten, die aufgrund ihrer geringfügigen inhaltlichen Relevanz keinen Anlass 

geben, einen Verwaltungsvorgang anzulegen (so für Twitter-Direktnachrichten an das BMI: 
BVerwG, Urt. v. 28.10.2021 - 10 C 3.20 entgegen VG Berlin, Urt. v. 26.8.2020 - 2 K 163/\ 8). 
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.. . . b „ d g (BT Drs 15/5593, 9, zust. 
Die amtliche Zweckbestiinmung fehlt nach der Gesetzes egrun un - · · . 

VG Berlin, BeckRS 2007, 28073; BIDI, Anwendungshinweise, 2007, 5; NK-IFG~osSI. § 
2 Rn. 

10; ZDM 123) bei privaten Informationen oder solchen, die nicht mit amtlicher Täti~kei~zu: 

sammenhängen. Dabei ist eine funktionale Betrachtungsweise anzulegen. Eine Infonn~ti~n 1~t 

nicht amtlich, nur weil sie in einer Schreibtischschublade in der Behörde aufbewahrt wird, 

vielmehr ändert sich bspw. der Charakter eines privaten Briefes dadurch nicht (vgl. BeckOK, 

InfoMedienR/Debus, 37. Ed. 1.8.2022, IFG § 2 Rn. 10-12). 

Damit soll nach der Gesetzesbegründung sichergestellt werden, dass di_e Begriffsbestimmung 

weder private ~nformationen noch solche, die nicht mit amtliclier Tätigkeit zusammenhängen, 

erfasst. Dies lässt sich zunächst anhand der Zweckbestimmoog der jeweiligen Aufzeichnung 

ermitteln. Amtlichen Zwecken dient eine Aufzeichnung, wenn sie die Behörde betrifft oder in 

Erfüllung einer amtlichen Tätigkeit angefallen ist oder in anderer Weise im Zusammenhang 

mit der amtlichen Tätigkeit steht. Danach gilt eine Information als amtlich, die (objektiv) im 

Zusammenhang mit der Erfüllung einer behördlichen Aufgabe bzw. mit Die~stgeschäften 

anfällt (vgl. etwa OVG Münster, 22:5.2019 - 15 A _873/18, BeckRS 2019, 14323 Rn. 66, 69) . . 

. . 

Daraus foigt bzgl. der oben auf g_eführten Kommunikationsvorgänge folgende Entscheidung: 

A. Geburtstagsgratulation von Herrn Christian Lindner an Herrn Oliver Blume 

Die beiden oben aufgeführten SMS VOJ:? 6. und 10 . .Juni 2022 anlässlich des Geburtstages von 

Herrn Blume sind ausschließlich privater Natur und damit als private Informationen zu klassi­

fizieren. Folglich fehlt es den Aufzeichnungen an der.sog. Amtlichk.eit. Aus diesem Grund 

wird Ihr hierauf gerichteter Antrag abgelehnt. 

B . . Beteiligung am öffentlichen Diskurs zum Thema E-Fuels 

Die vier oben aufgeführten SMS vom 28. Juni 2~22 im Zusammenhang mit der Beteiligung 

am öffentlichen Diskurs zum Thema E-Fuels enthalt~n keine entscheid'-ungserheblichen Infor­

mationen für einen Verwaltungsvorgang des Bundesministeriums der Finanzen (BMF). 

Selbst wenn die Informationen amtlichen Zwecken dienen würden . müsste dies auch für die , 

Aufzei~hnungen gelten. Die oben auf geführten SMS vermitteln aufgrund ihrer g~ringfügigen 

inhaltlichen Relevanz keinen Anlass, e~en gesonderten Verwaltungsvorgang anzulegen. 

Maßgeblich ist, ob die Nachrichten Teil eines Verwaltungsvorgangs werdeh sollen, mit 

anderen Worten ob sie aktenrelevant sind (vgl. Scho~h IFG, 2. Aufl. 2016, IFG § 2 Rn. 45, 

50, 57). 

J 
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Bei den SMS handelt es sich um Informationen, die nicht den Gegenstand eines Verwaltungs­

vorgangs bilden sollen. Da sie keinerlei entscheidungserheblichen Inhalt h~ben, sollen sie 

nicht Gegenstand eines Verwaltungsvorgangs im BMF werden. Wegen ihrer geringen inhaltli-

chen Relevanz waren die SMS daher auch nicht zu verakten. · 

Eine Aufzeichnungspflicht ergibt sich auch nicht aus der Richtlinie für das Bearbeiten und 

Verwalten von Schriftgut (Akten·und Dokumenten) in Bundesministerien (RegR) vom 

11. Juli 2001 (GMBl., 471). Diese ergänzt nach ihrem§ 1 Absatz 1 die Gemeinsame Ge­

schäftsordnung der Bundesministerien und regelt das Bearbeiten von Geschäftsvorfällen und 

Verwalten yon Schriftgut in den Bundesministerien. Sie enthält Konkretisierungen allgemei­

ner Grundsätze ordnungsgemäßer Aktenführung. § I Absatz 3 RegR stellt klar, dass die Rege­

lungen auch für die elektronische Bearbeitung und Verwaltung von Schriftgut gelten. 

Die RegR sieht eine Differenzierung zwischen aktenrelevantem Schriftgutund solchem 

Schriftgut vor, das sofort oder alsbald zu vernichten ist. Letzteres ist nicht zu dienstlichen 

Zwecken aufzuzeichnen. Es wird nicht Gegenstand eines Verwaltungsvorgangs. § 10 · 

Absatz 1 Satz 1 RegR sieht vor, dass jedem aktenrelevanten Dokument ein_ Geschäftszeichen 

zugeordnet wird. Satz 2 regelt, dass Dokumente ohne Informationswert zu vernichten sind; 

bei nur geringem Informationswert sind sie als Weglegesachen nach Anlage 1 zu behandeln. 

Weglegesachen sind danac_h nicht zu den Akten zu nehmen, sondern kurzfristig, in der Regel 

.bis zum Ablauf des Kalenderjahres, aufzubewahren. Auch ihnen kommt keine Aktenrelevanz 

zu (vgl. hierzu NVwZ 2022, 326 Rn. 18, 19, beck-online). Unabhängig von der jeweils ge­

wählten· Kommunikationsform erfolgt_ eine geeignete Verschriftlichung des Inhaltes, soweit 

dieser entscheidungserhebliche Informationen enthält, also für die inhaltliche Bearbeitung 

eines behördlichen Verwaltungsvorgangs relevant ist. 

Die o. g. SMS wurden nicht veraktet. Eine Relevanz für die inhaltliche Bearbeitung eines 

Verwaltungsvorgangs des BMF wurde in den genannten Kommunikationsvorgängen und 

dargelegten Inhalten nicht gesehen. Die in Rede stehende Kommunikation hätte auch fern­

mündlich erfolgen können, so dass nicht einmal für eine.logische Sekunde eine Aufzeichnung 
' . 

bestanden hätte. Da die Aufzeichnungen keinen amtlichen Zwecken dienen würden, unterlie~ 

gen diese ebenfalls nicht dem Zugangsanspruch nach § 1 IFG. 

C. Presseberichterstattung im Kontext der Koalitionsverhandlungen 2021 

Des Weiteren liegen neun SMS vom 22./23. Juli 2022 vor, welche einen ausschließlichen 

Bezug zu den Koalitionsverhandlungen von 2021 aufweisen. Die_se Kommunikation betrifft 

Herm·Christian Lindner in seiner Rolle als Bundesvorsitzender der FDP. Die SMS beziehen · 

sich auf die zurückliegenden Koalitionsverhandlungen im Herbst 2021 und damit auf einen 

Zeitpunkt, in dem Herr Lindner noch nicht Bundesminister der Finanzen war. Die Koalitions­

verhandlungen wurden zwischen den Parteien der SPD, BÜNDNIS 90/ DIE GRüNEN und 



Seile 6 der FDP gefülμt.  Der Inhalt dieser Kommunikation ist für das BMF daher nicht aktenrelevant, 

sie betriffi keinen BMF-Verwaltungsvorgang. Die Aufzeichnungen sind daher nicht amtlich 

~d eine Veraktung würde keinen amtlichen Zwecken des BMF dienen. Damit fehlt es auch 

bzgl. dieser SMS an dem Kriterium der Amtlichkeit. 

Eine Aufzeichnungspflicht ergibt ~ich auch hier nicht aus der RegR, da mangels Amtsbezugs 

· keine Aktenrelevanz besteht. Die o.g. SMS wurden nicht veraktet. Eine Relevanz für die in-

haltliche Bearbeitung eines Verwaltungsvorgangs des BMF wird in den genannten Kommu-

nikationsvorgängen und dargelegten Inhalten nicht gesehen. Da die Aufzeichnungen der o. g. 

SMS k~inen amtlichen Zwecken dienen, unterliegen diese ebenfalls nicht dem Zugangsan-

spruch nach§ 1 IFG. 

Aus diesen Gründen lehne ich Ihren Antrag _hiermit insgesamt ab. 

Dieser Bescheid ergeht gebührenfrei, da bei Ablehnung eines Antrags keine Gebühren 

erhoben werden. 

R e c h t s b e h e 1 f s b e 1 e h r u n  g: 

Gegen_ diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgab_e beim Bundes-

ministerium der Finanzen, Wilhelmstraße 97,  10117 Berlin, Widerspruch erhoben werden. 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

██████

Dieses Dokument wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift gültig. 

Hinweis: 
Das Bundesministerium d·er Finanzen stellt auf seiner Internetseite 
www.bundesfinanzministerium.de/Web/DE/Service/Kontakt/kontakt.html allgemeine Informationen zum 
Informationsfreiheitsgesetz des Bundes (IFG) zur Verfügung. 
Außerdem finden Sie dort auch ein Kontaktfonnular zum IFG,  über das Sie Anträge stellen können. 


